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Moderne Grenzen des Demos
Mit einer Reform des Bürgerrechtsgesetzes gegen das Demokratiedefizit.
Von Joachim Blatter

Die Schweiz hat ein deutliches Demokratiedefizit. In keiner anderen etablierten
modernen Demokratie ist ein so grosser Teil der erwachsenen Bevölkerung von
politischer Teilhabe ausgeschlossen. Ungefähr 23 Prozent der Schweizer
Bevölkerung besitzen kein Bürgerrecht und können deswegen nicht mitstimmen und
nicht mitwählen. Die Exklusion der nichtschweizerischen Bevölkerung widerspricht
dem fundamentalsten Prinzip einer liberalen Demokratie, das besagt, dass alle, die
politischer Herrschaft unterworfen sind, auch an der politischen Herrschaft teilhaben
sollen.

Angesichts der Tatsache, dass nur äusserst wenige Schweizerinnen und Schweizer
die Grosszügigkeit besitzen, Ausländerinnen und Ausländern wie in Appenzell oder
im Jura wenigstens auf der kommunalen oder kantonalen Ebene politische
Mitbestimmung einzuräumen, ist die gegenwärtige Reform des
Bürgerrechtsgesetzes die einzige Chance, dieses fundamentale Demokratiedefizit
etwas zu reduzieren. Als stark republikanisch geprägte Demokratie bietet die
Schweiz ihren Bürgerinnen und Bürgern aussergewöhnlich viele Möglichkeiten zur
politischen Beteiligung. Daher ist es grundsätzlich legitim, dass sie auch gewisse
Anforderungen an den Willen und an die Fähigkeit ihrer Bürgerinnen und Bürger zur
Partizipation stellt. Insofern sind bestimmte Forderungen an diejenigen, die sich
einbürgern lassen wollen, durchaus berechtigt, wie z. B., sich in einer
Landessprache verständigen zu können. Denn dies ist die Grundlage dafür, sich im
politischen Prozess eine Meinung bilden und dann das gewährte Stimm- und
Wahlrecht sinnvoll ausüben zu können. Aber auch ein republikanisches
Demokratieverständnis kann die extrem langen Fristen nicht legitimieren, die in der
Schweiz verlangt werden, bevor man den Antrag auf Einbürgerung stellen kann. Mit
gegenwärtig 12 Jahren ist diese Wartefrist fast doppelt so lang wie der Durchschnitt
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in der westlichen Welt. Auch die vom Bundesrat vorgeschlagenen 8 Jahre und die
vom Nationalrat verlangten 10 Jahre sind völlig willkürlich und in keiner Weise mit
demokratischen Prinzipien zu rechtfertigen. Zumal man berücksichtigen muss, dass
viele Kantone mit exzessiven Residenzvorschriften den Zeitpunkt der möglichen
Antragstellung nochmals verzögern und der Einbürgerungsprozess dann schliesslich
nochmals viel Zeit (durchschnittlich zwei Jahre) und Geld kostet.

Vor dem Hintergrund eines republikanischen Demokratieverständnisses sollte die
Wartefrist für den Einbürgerungsantrag auf ungefähr den Zeitraum einer Legislatur,
d. h. auf vier bis fünf Jahre, festgelegt werden, denn damit wird sichergestellt, dass
sich die potenziellen Neubürgerinnen und Neubürger mit dem Stimm- und
Wahlprozess in der Schweiz genügend vertraut machen konnten. Danach sollte man
denjenigen Vertrauen entgegenbringen, die die Kosten und Mühen des
Einbürgerungsverfahrens freiwillig auf sich nehmen und die mit dem Bürgerrecht
verbundenen Pflichten nicht scheuen. Dadurch ermöglicht man ihnen, ihren vollen
Beitrag zur demokratischen Selbstbestimmung der Schweizer Bevölkerung zu
leisten. Alle über fünf Jahre hinausgehenden Antragsfristen müssen als illegitime
Mittel betrachtet werden, mit deren Hilfe privilegierte «in-groups» ihre Macht auf
Kosten der «out-groups» verteidigen. Der Philosoph Michael Walzer hat die
Herrschaft von Bürgern über Nicht-Bürger als die meistverbreitete Tyrannei in der
Menschheitsgeschichte bezeichnet. Will die Schweiz, die so stolz auf ihre
Demokratie ist, wirklich noch einmal, wie dies bereits beim Frauenstimmrecht der
Fall war, das Schlusslicht bilden, wenn es um die notwendige Modernisierung der
Grenzen des Demos geht?
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